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Bescheinigung

Es wird hiermit bescheinigt, dass die geänderten Bestimmungen des Gesell
schaftsvertrages mit dem Beschluss über die Anderung des Gesellschaftsver
trages zur Urkunde des Notars Dr. Christoph Döbereiner in München vom
28.04.2025, UVZNr. D 1044/2025, und dass die unveränderten Bestimmun
gen mit dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wort
laut des Gesellschaftsvertrages übereinstimmen.

Die Satzungsbescheinigung ersetzt die Satzungsbescheinigung vom
28.04.2025, UVZNr. D 1045/2025.

München, den 03.07.2025

Dr. Döberein r ar

86365, spobag.hv



Satzung der Leo International Precision Health Aktiengesellschaft in Düsseldorf

1. Allgemeine Bestlrnmuagen

§1

(1) Die Gesellschaft ftihrt die Firma:

Leo International Precision Health Aktiengesellschaft

Sie hat ihren Sitz in DLisseldor-f

(2) Die Dauer des Unternehmens ist auf eine bestimmte Zeit nicht besclir~nkt.

§2

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und Verwalten von
Beteiligungen an Unternehmen im In- und Ausland, insbesondere in den Bereichen
Biotechnologie, Künstliche Intelligenz und Gesundheitsvorsorge. Darüber hinaus
entwickelt, fördert und investiert die Gesellschaft in innovative Technologien und
Lösungen in diesen Sektoren, einschließlich der Forschung, Entwicklung und
Kommerzialisierung neuer Produkte, Dienstleistungen und Verfahren. Die Gesell
schaft kann alle Geschäfte tätigen, die geeignet sind, den Unternehmensgegen
stand unmittelbar oder mittelbar zu fördern, einschließlich der Erbringung von Be
ratungs- und Managementleistungen sowie der Lizenzierung von geistigem Eigen
tum.

§3

Gcsellschaftsblatt im Sinne von § 25 AktG ist allein der elektronische Bundesanzeiger.
Bekanntmachungen, die nicht aufgrund Gesetzes oder der Satzung in den
Gesellschaftsblütteni bekannt zu machen sind (Freiwillige Bekanntmachungen), können
im elektronischen Bundesanzeiger oder auf einer Website der Gesellschaft erfolgen.

II. Grundkapital und Aktien



§4

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EURO 500.000,-- (in Worten EURO
fllnfhunderttausencj) und ist in 500.000 Sttlckaktien im rechnerischen Wert von je 1
EURO (in Worten ein EURO) eingeteilt.

(2) Bei einer Erhöhung des Grundkapitats ist die Ausgabe der Aktien zu einem höheren
Betrag als dem Nennbetrag zulässig.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 21. Dezember 2019 einmalig oder
mehrmals um bis zu insgesamt EUR 250.000,00 (in Worten:
zweihundcrtfi~nfzigtausencj Euro) gegen Bareinlagen durch Ausgabe von bis zu
250.000 (in Worten: zweihundertfiinfzugtausend) neuen, auf den Inhaber
lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2014). Die neuen
Aktien sind den Aktionären unmittelbar oder mittelbar gemäl3 § 186 Abs. 5
AktG zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats den Ausgabebetrag der neuen Aktien sowie den weiteren
Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe
festzulegen, insbesondere den Beginn der Gewinnberechtigung der neuen
Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festzusetzen.

(1) Die Aktien lauten auf den Inhaber.

(2) Die Aktienurkunden sind mit der Unterschrift des Vorstandes und eines
Aufsichtsratsmirgliecjes zu versehen.

§5



(3) Den Aktien sind Emeuerungs- und Gewinnanteilschejuc beizugeben.

(4) Die Gesellschaft kann die Aktien ganz oder teilweise in Aktienurkunden
zusammenfassen, die eine Mehrheit von Aktien verbriefen (Sarninelaktjen). Ein
Anspruch auf Einzelverbriefüng besteht nicht.

111. Verfassung der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind:

a) der Vorstand

b) der Aufsichtsrat

c) die Hauptversammlung

A. Vorstand

§7

Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Die
Bestellung stellvertretcndcr Vorstandsmitglieder ist zu1~ssig. Der Aufsichtsrat bestimmt
die Zahl der Vorstandsmitglieder.

§8

(1) Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei
Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem
Prokuristen vertrelen.

(2) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, daß auch beim Vorhandensein mehrerer
Vorstandsmitglieder einzelne Vorstandsmitglieder allein zur Vertretung der
Gesellschaft befugt sein sollen.

Der Aufsichtsrat kann atleinvertretungsberechtigte Vorstandsmitglieder von den
Beschrknkungen des § 181 BGB befreien. § 112 AktG bleibt hiervon unberührt.

(3) entfallen



(4) Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden des Vorstands
emeruien.

§9

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der
Satzung und der Geschäftsordnung,

(2) Auf Verlangen des Aufsichtsrates haben die Mitglieder des Vorstands zu
Aufsichtsratssitzungen zu erscheinen,

B. Aufsichtsrat

§10

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 3 Mitgliedern. Gleichzeitig kann für die durch die
Hauptversammlung bestellten Mitglieder ein Ersatzmitglied bestellt werden3 das,
sobald eines dieser bestellten Mitglieder ausscheidet, für die Zeit bis zur
Beendigung der nächsten ordentlichen Hauptversammlung eintritt.

(2) Die Bestellung der Aufsichtsratsinitglicder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung
dcr Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 4. Geschäftsjahr nach dem
Beginn der Amtszeit beschliesst; hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die
Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet, Vorstehende Regelung gilt mit Ablauf der
Hauptversammlung, die Über die Entlastung für das Geschäftsjahr 1999 beschliesst.

§11

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein Amt unter Einhaltung eincr
Kündigungafrist von einem Monat auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche
Erklärung gegenüber dem Vorstand niederlegen.

§12

Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter, Die
Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters gilt für dic Wahlperiode der
Genannten als Aufsichtsralsmftglieder, Scheiden im Laufe der Wafilzeit der Vorsitzende
oder sein Stellvertreter aus ihrem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine
Neuwahl für den Ausgeschiede~e~ vorzunehmen,

§13



Der Aufsichtsrat kann, soweit gesetzlich zulffssig, einen Teil seiner Befugnisse und
Aufgaben auf Ausschüsse, die aus seiner Mitte gebildet werden, übertragen und den
Vorsitzenden ermächtigen, die Beschlüsse des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse zur
Ausillhrung zu bringen.

§14

(1) BeschIü~e des Aufsichtsrates werden in Sitzungen gefasst; Beschlussfassung durch
schriftliche oder telegrafische Stimmabgabe ist zulässig, wenn der. Vorsitzende des
Aufsichtsrates aus besonderen Gründen eine solche Beschlußfassung anordnet und
kein Mitglied des Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussf~hig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder
anwesend ist, unter ihnen der Vorsitzende oder sein Stellvertreter. Der Aufsichtsrat
fasst seine Besch]üs~e mit Stirrunanjnehrhejt der anwesenden Mitglieder. Bei
Stimmengjejcbjiejg gibt die Stimme des Vorsitzenden, bei Wahlen das Los den
Ausschlag. Die Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. Bei schriftlicher
oder telegrafischer Stim.rnabgabe gelten diese Bestimmungen entsprechend.

(3) Über die Vcrhandlwigeti und Beschlüsse des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift
zu fertigen, die von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder seinem Stellvertreter
zu unterzeichnen ist.

§ 15

Die Einberufung der Sitzungen des Aufsichtsrates erfolgt durch den Vorsitzenden oder
seinen Stellvertreter, Die Einberufung kann schriftlich, fernmündlich oder telegrafisch
erfolgen.

§16

Abgesehen von den gesetzlich vorgesehenen und von dem Aufsichtsrat durch Beschluss
zu bestimmenden Fällen, bedarf der Vorstand der Zustimmung des Aufsichtsrates bei:

a) Bestellung von Prokuristen und Erteilung von Generalvollmacht.

b) Erricbtuiig und Aufhebung von Zweigniederlassungen.

c) Erwerb und Veräußerung von Aktien und Beteiligungen in einem Umfang von
mehr als EUR 200.000,00.

d) Vornahme von Rechisgeschäften, die die Gesellschaft auf längere Zeit als 1 Jahr
und in einem Umfang von mehr als BUR 100.000,00 p. a. verpflichten,



§17

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer

Auslagen nach Ablauf des Geschäftsjahres eine einheitliche Jahres-

vergütung in Höhe von EUR 1.500,00.

(2) Die Gesellschaft schließt zugunsten der Mitglieder des Aufsichtarats eine
~ zur Absicherung gegen
T-Iaftungsrisikeii aus der Tätigkeit als Aufsichtsrat ab.

(3) Die etwaig auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft
erstattet.

C. Hauptversammlung

§18

Die Haupt ersammlung findet am Gesellschafissitz oder am Sitz einer deutschen
Wertpapierbörse statt.

§19

Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder den Aufsichtsrat einberufen. Die
Haupcversaznmlung ist — soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist — mindestens
dreißig Tage vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Der Tag der
Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen, Diese
~inberufiingsfi-ist ver1~ngert sich um die Tage der Anmeldeflist.

§ 20

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausobung des Stimmrechts sind
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden.
Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfttr
mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen.
In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen
werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind nicht
mitzurechnen. Die Anmeldung bedarf der Textfonn und muss in deutscher oder
englischer Sprache erfolgen.



(2) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des
Stinimrechta ist nachzuweisen. Als Nachweis des Anteilsbesjtzes reicht eine in
Textforni in deutscher oder englischer Sprache erstellte Bescheinigung des in- oder
ausländischen depotftflhzenden Lngtjt~ts aus. Der Nachweis hat sich auf den Beginn
des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft
unter der in der Einberufung hierflir mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage
vor der Versammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kützere, in Tagen zu
bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung i.md der Tag
des Zugangs sind nicht mitzurechnen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt fUr die
Teilnahme an der Versammlung oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär
nur, wer den Nachweis erbracht hat. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an
der Richtigkeit oder Echtheit des Nachweises weitere Nachweise zu verlangen.
Wird dieser Nachweis nicht in gehöriger Form erbracht, kann der Aktionär von der
Gesellschaft zurückgewiesen werden.

(3) Das Stimmrccht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die
Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bcvollmachtigung
gegenüber der Gesellschafl bedürfen der Textfonn; § 135 AktG bleibt unberührt. In
der Einberufi~ng kann eine Erleichterung der Form bestimmt werden.

§ 21

(1) Den Vorsitz der Hauptversamm‘ung ftlhrt der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder
sein Stellvertreter oder ein sonstiges vom Aufsichtsrat zu bestimmendes Mitglied.

(2) Dar Versarnrnlungsjciter kann eine von der Ank(lndigung in der Tagesordnung
abweichende Reihenfolge der Vcrhandlungsgegens~g~~~ bestimmen. Er bestimmt
ferner die Art und Form der Abstimmung.

(3) Der Vcrsammlungslejter kann das Rede- und Fragerecht der Aktionäre zeitlich
angemessen beschränken; er kann insbesondere den zeitlichen Rahmen des
Versammlungsverlauf~ der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie des
einzelnen Rede- oder Fragebeitrags angemessen festsetzen.

§ 22
(1) Die Beschlüsse der Hauptversain~Jung werden, soweit nicht zwingende

Vorschriften des Akticngesetzes etwas Abweichendes bestimmen, mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Soweit das Aktiengesetz ausserdem
zur Beschlussfassung einer Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen
Grundkapitais vorschreibt, genagt, soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache
Mehrheit des vertretenen Kapitals.

(2) Wird bei der Vornahme von Wahlen durch die Hauptversammlung eine einfache
Stimmenlnehrhejt bei der ersten Wahlbandlung nicht erreicht, so findet eine engere
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Wahl unter denjenigen Personen statt, denen die beiden großten Stimmzahlen
zugefallen sind. Bei StimmengJejclijiejt entscheidet das Los.

(3) Der Aufsichtsrat ist ennachtigt, ~ 4 der Satzung nach völliger oder teilweiser
Durchftih~-u~g der Erhöhung oder nach Ablauf der Ermtlchtigungsfrjst ohne
Erhöhung entsprechend neu zu fassen.

~ 23

Jede Stückakije gewührt eine Stimme.

IV. Jahresabsebfuss und Gewianverwendung

§ 24

(1) Das Geschafiajahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Hauptversan~lung beschliesst alijahrlich in den ersten 8 Monaten des
Geschüftsjahrcs über die Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates, aber
die Verwendung des im Vorjahr erzielten Bilanzgewinjis, über die Bestellung des
Abschlussprafers und in den im Gesetz vorgesehenen Fallen über die Feststellung
des Jahresabschlusses (ordentliche Hauptversammlung)

V. Gründungsaufwand

§ 25

Die Gesellschaft übernimmt den durch die Gründung entstehenden Aufwand,
namentlich die Kosten flur die im Vorfeld der Gründung eingebolte rechtliche und
steuerliche Beratung, die Kosten des beurkundenden Notars, die Gerichtskosten, die
Kosten der Gründungsbekaruitmachungen die Kosten des Drucks der Akticnurkunden,
alle im Zusammeniiang mit der Gründung anfallenden Steuern und Gebühren sowie
gegebenenfalls die Honorare der Gründungsppjfer bis zum Höchstbetrag von DM
30.000,--.


